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Α . Problematik und Fragestellung 

Anwaltsgebührenerhöhungen sind spätestens seit der drastischen 
Prozeßkostenanhebung durch das Kostenänderungsgesetz von 19751 zu 
einem Pol i t ikum von allgemeinem Interesse geworden. Die lebhafte 
Kontroverse über die Berechtigung des Umfangs der damaligen Ge-
bührenerhöhung wurde nämlich bereits 1980 wieder aufgegriffen  und 
fortgeführt,  als die gesetzliche Anwaltsvergütung durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte2 

erneut erheblich angehoben wurde3. 

Gegenstand der Auseinandersetzung war in beiden Fällen u. a. die 
rückwirkende Anwendung des neuen Rechts4. Denn bei beiden Gebüh-
renerhöhungen mußte der Gesetzgeber auch darüber entscheiden, ob 
die Gebühren für die bei Inkrafttreten  der Neuregelung bereits lau-
fenden gerichtlichen Verfahren  sowie für die zu diesem Zeitpunkt be-
reits laufenden sonstigen Anwaltsangelegenheiten nach neuem oder 
altem Recht zu berechnen sind. Dieses Problem wurde 1975 und 1980 
unterschiedlich gelöst: Während das Kostenänderungsgesetz von 1975 
die laufenden Angelegenheiten von der Neuregelung grundsätzlich un-
berührt ließ5, unterstellte das Änderungsgesetz von 1980 die laufenden 
Angelegenheiten — entgegen der noch im ursprünglichen Gesetzent-
wur f  der Bundesregierung enthaltenen Ubergangsregelung6 — grund-
sätzlich dem neuen Gebührenrecht7. 

1 Gesetz zur Änderung des Gerichtskostengesetzes, des Gesetzes über Ko-
sten der Gerichtsvollzieher, der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und anderer Vorschriften  vom 20. August 1975, BGBl . I , S. 2189. 

2 Gesetz vom 18. August 1980, BGBl. I , S. 1503. 
3 Zur Auseinandersetzung über das Änderungsgesetz von 1980, dessen 

Schicksal bis zuletzt ungewiß war, vgl. H.-J.Rabe,  BRAGebO-Novelle ver-
abschiedet, AnwB l . 1980, S. 313 f. und A. Miimmler,  Die Änderung der Bun-
desgebührenordnung für Rechts an wälte ab 1.1.1981, JurBüro 1980, Sp. 1761 ff. 

4 Vgl. Stenographisches Protokol l über die 53. Sitzung des Rechtsausschus-
ses am 29. Januar 1975, S. 14 ff.  und Stenographisches Protokol l über die 
99. Sitzung des Rechtsausschusses am 18. Jun i 1980, S. 12 f. 

5 A r t . 5 § 2 Abs. 4 des Gesetzes (FN 1). 
6 A r t . 1 Nr. 32 des von der Bundesregierung beschlossenen Entwurfs eines 

Gesetzes zur Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
22. Februar 1980, BT-Drucks. 8/3691, S. 7. 

7 A r t . 1 Nr. 30 des Gesetzes (FN 2). 



10 Α . Problematik und Fragestellung 

Noch vor dem Inkrafttreten  wurde die Übergangsregelung des Ge-
bührenänderungsgesetzes von 1980 verfassungsrechtlich  durchleuchtet. 
Prüfungsmaßstab war vor allem das Rückwirkungsverbot. Die dabei 
gewonnenen Ergebnisse spiegeln die im Zusammenhang mi t den bis-
herigen Gebührenanhebungen bereits mehrfach erkennbar geworde-
nen Unsicherheiten über die verfassungsrechtlichen  Grenzen rückwir-
kender Gebührenerhöhungen8 beispielhaft wider — sie reichen von 
der Verfassungswidrigkeit 9 bis zur Verfassungsmäßigkeit 10. 

Die Rechtsschutzversicherer, für die rückwirkende Gebührenanhe-
bungen außerordentlich umfangreiche Belastungen darstellen können11, 
nahmen die bestehenden Unsicherheiten zum Anlaß, die vorliegende 
Untersuchung in Auftrag zu geben. Mi t ihr soll unter besonderer Be-
rücksichtigung der bisherigen Gesetzgebungspraxis folgende Frage be-
antwortet werden: 

Welche verfassungsrechtlichen  Grenzen sind dem Gesetzgeber beim 
Erlaß rückwirkender Anwaltsgebührenerhöhungen gezogen und wer-
den diese Grenzen insbesondere durch die rückwirkende Gebühren-
anhebung von 1980 überschritten? 

8 Vgl. dazu BT-Drucks. 11/2545, S.285f.; 7/3243, S. 15; 8/3691, S.20f. und 
die Nachw. i n FN 4. 

9 So F.  Lappe, Verfassungswidrig-rückwirkende  Anwaltsgebührenerhö-
hung?, Rpfleger 1980, S. 454 ff. 

1 0 So A. Mümmler,  JurBüro 1980, Sp. 1761 ff.  (Sp. 1769 f.); i m Ergebnis nicht 
eindeutig entschieden W. Gerold  /  H. Schmidt,  Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte, Kommentar, 8. Aufl. , München 1984, Rdnr. 1 zu § 134: Die 
gegen die Verfassungsmäßigkeit  geäußerten Bedenken „dürf ten unbegründet 
sein". 

1 1 Ausweislich der Verbandsstatistik der Rechtsschutzversicherer belief 
sich die bei der Gebührenanhebung von 1980 durch die erst vom Rechtsaus-
schuß des Deutschen Bundestages eingefügte Rückwirkungsvorschrift  ver-
ursachte nachträgliche Mehrbelastung der Rechtsschutzversicherer al lein i m 
Jahr 1981 mark twei t auf rund 70 Mio. D M (!). Dieser Betrag machte etwa 
3,4 % des damaligen Gesamtschadensaufwandes aus. 

Rückwirkungsprobleme, die sich deshalb bei rückwirkenden Anwaltsge-
bührenerhöhungen u. U. auch i m Hinbl ick auf laufende Rechtsschutzversiche-
rungsverträge ergeben könnten, werden i n diesem Gutachten nicht unter-
sucht. Zu dem Erfordernis,  die Rechtsschutzversicherungsverträge jedenfalls 
rechtspolitisch bei Anwaltsgebührenerhöhungen zu berücksichtigen, siehe 
unten C. I I . 



Β . Verfassungsrechtliche Grenzen 
rückwirkender Anwaltsgebührenerhohungen, 

dargestellt insbesondere am Beispiel 
der Gebührenerhöhung von 1980 

I n der bisherigen Gesetzgebungspraxis waren die einzelnen Anwalts-
gebührenerhöhungen inhaltl ich unterschiedlich ausgestaltet und mi t 
unterschiedlichen Rückwirkungsanordnungen versehen. Eine die Ge-
setzgebungspraxis berücksichtigende Untersuchung der dem Gesetz-
geber bei der rückwirkenden Anhebung von Anwaltsgebühren gezoge-
nen verfassungsrechtlichen  Schranken macht deshalb zunächst eine 
Zusammenschau der bisherigen Erhöhungen und der bisher verwende-
ten Rückwirkungsanordnungen erforderlich.  Im Anschluß daran müs-
sen die Auswirkungen von nachträglichen Gebührenänderungen auf 
abgeschlossene bzw. laufende Sachverhalte und Rechtsbeziehungen 
herausgearbeitet werden. Auf der Grundlage dieser Vorarbeiten kann 
sich die Untersuchung schließlich der näheren Bestimmung der ver-
fassungsrechtlichen Grenzen rückwirkender Anwaltsgebührenerhöhun-
gen zuwenden. 

I . Bisherige Anwaltsgebührenerhöhungen 

1. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Bemessungsgrundlage für die Vergütung (Gebühren und Auslagen) 
der Rechtsanwälte ist heute im wesentlichen die Bundesgebührenord-
nung für Rechtsanwälte (BRAGO)12. Die BRAGO regelt den Grund des 
Vergütungsanspruchs zwar nur ausnahmsweise; sie bestimmt aber für 
den von ihr vorausgesetzten und dem Grunde nach regelmäßig im bür-
gerlichen Recht wurzelnden Vergütungsanspruch die Anspruchshöhe13. 
Eine gesetzliche Erhöhung der Rechtsanwaltsvergütung w i rd deshalb 
in aller Regel durch eine Änderung der BRAGO herbeigeführt. 

Bedingt durch weitere (auch) das „Anwaltsgebührenrecht" regelnde 
Normen14 und durch Bezugnahme bzw. Verweisung der BRAGO auf 

1 2 § 1 Abs. 1 BRAGO. 
1 3 Vgl . F. Riedel  /  H. Sußbauer,  Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte, 

Kommentar, 4. Aufl . , München 1978, Rdnr. 1 zu § 1. 
1 4 Vgl. § 1 Abs. 2 BRAGO; § 85 Konkursordnung, § 43 Vergleichsordnung; 

jeweils i. V . m . Verordnung über die Vergütung des Konkursverwalters, des 


